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dien Einrichtungen der Käufer Garantieansprüche geltend 
machen kann. Kommt es jedoch wegen der geltend gemach­
ten Ansprüche zu einem gerichtlichen Verfahren, dann kann 
die Klage nur gegen den rechts- und damit auch prozeßfähi­
gen Betrieb — also im vorliegenden Fall gegen die VE Han­
delsorganisation — geltend gemacht werden. Ihm gegenüber 
gilt ein ordnungs- und fristgerecht gemäß § 157 ZGB beim 
.Einrichtungshaus in E. geltend gemachter Garantieanspruch 
als erhoben.

Obwohl der Kläger vom Kreisgericht auf diese Rechtslage 
hingewiesen worden ist, hat er seine Klage nicht geändert 
und bis zuletzt die Auffassung vertreten, daß eine Klage ge­
gen jede Verkaufseinrichtung möglich sei. Da dies unrichtig 
ist, war die Beschwerde des Klägers mit der Maßgabe abzu­
weisen, daß seine Klage als unzulässig abzuweisen war.

§§ 3, 7 Eingabengesetz; §14 ZGB; §§ 2 Abs. 3, 14 ZPO.
Zur Pflicht der Betriebe, Eingaben den gesetzlichen Bestim­
mungen entsprechend zu bearbeiten, mit ihren Vertragspart­
nern vertrauensvoll zusammenzuarbeiten und die ihnen als 
Prozeßpartei obliegenden Aufgaben ordnungsgemäß zu er­
füllen.
KrG Leipzig — Stadtbezirk Mitte —, Beschluß vom 11. Juni 
1982 - 1333 Z 25/82.

Die Zivilkammer des Kreisgerichts hat festgestellt, daß es im 
Abrechnungswesen des klagenden Betriebes erhebliche 
Mängel gibt. Sie hat deshalb gemäß § 19 Abs. 1 GVG i. V. m. 
§ 2 Abs. 4 ZPO an der Leitungstätigkeit des Klägers wegen 
Verletzung der §§ 4 Abs. 3 und 7 Eingabengesetz, §§ 14 Abs. 1, 

•53 Abs. 2 ZPO, §14 ZGB Gerichtskritik geübt.

Aus der Begründung:
Der vorliegende Rechtsstreit bietet Veranlassung, generell 
an der Leitungstätigkeit und Arbeitsweise des Klägers im 
Zusammenhang mit der Durchsetzung von Geldforderungen 
gegenüber Bürgern Kritik zu üben. Dies ist um so mehr er­
forderlich, als die Vom Kläger eingeleiteten Verfahren von 
Jahr zu Jahr zunehmen, ohne daß in vielen Fällen die gericht­
liche Inanspruchnahme erforderlich ist

Die Kammer ist deshalb verpflichtet auf die in einer Reihe 
von Verfahren festgestellten Unzulänglichkeiten im Abrech- 
nungswesen des Klägers mit dem Mittel der Gerichtskritik 
darauf hinzurwirken, Ursachen und Bedingungen dieser 
Rechtskonflikte beseitigen zu helfen (vgl. § 4 Abs. 2 ZPO, § 19 
Abs. 1 GVG).

Gegenstand dieses Verfahrens bildete eine Rechnung vom 
Dezember 1979 über 40 M. Der Verklagte wurde mehrfach 
gemahnt, diese Forderung zu begleichen, obwohl er seiner 
Zahlungsverpflichtung nachgekommen war und den Einzah­
lungsbeleg besaß. Sowohl mündlich als auch schriftlich ver­
wies der Verklagte auf diese Tatsache und bot die außerge­
richtliche Klärung durch Vorlage der Belege an (§§ 14,16 ZGB).

Ohne Klärungsversuche seitens des Klägersi, ohne Beant­
wortung des Schreibens vom 22. April 1981 beantragte der 
Kläger am 9. Dezember 1981 den Erlaß einer gerichtlichen 
Zahlungsaufforderung wobei er wider besseres Wissen ver­
sicherte, der Verklagte habe keine Einwendungen gegen die 
erhobene Forderung vorgenommen. Dies stellt sich als Ver­
letzung der §§14 Abs.1, 53 Absf2 ZPO dar; die Beantragung 
einer gerichtlichen Zahlungsaufforderung war im vorliegen­
den Fall unzulässig. Zu Recht wandte sich deshalb der Ver­
klagte, über diese Arbeitsweise des Klägers empört, erneut 
mit einer Eingabe am 12. Januar 1982 an den Direktor des 
Klägers. Auch auf dieses Schreiben wurde nicht reagiert.

Ein solches Verhalten eines Betriebes widerspricht ins­
besondere den Bestimmungen der §§ 4 Abs. 3 und 7 des Ein­
gabengesetzes und ist auch nicht geeignet, das Vertrauens­
verhältnis zwischen Bürger und Betrieb als Vertragspartner 
zu vertiefen. Die im Verfahren getroffenen Feststellungen er­
gaben, daß der vom Kläger geforderte Betrag unmittelbar 
nach Fälligkeit vom Verklagten beglichen worden ist. Bei 
Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen durch den Kläger 
wäre der gesamte Prozeß, der erheblichen gesellschaftlichen 
Aufwand erforderte und negative ideelle Auswirkungen 
hatte, vermeidbar gewesen.

Eine gleiche Arbeitsweise mußte auch- in einer Reihe an­
derer Verfahren festgestellt werden. twird ausgeführt)

In diesem Zusammenhang ist auch auf andere Mängel in 
der Tätigkeit des Klägers hinzuweisen, die die mit der Ge­
richtskritik erfaßte Problematik berührt

Auflagen des Gerichts an den Kläger, zur Vorbereitung 
der Verhandlung schriftliche Stellungnahmen zu erarbeiten, 
damit mit der erforderlichen Sorgfalt die Sachumstände ge­
klärt oder auf Grund von Einsprüchen ungerechtfertigte Kla­
gen zurückgenommen werden können, wurden nicht beachtet, 
obwohl ausreichend Zeit bis zur Terminansetzung gegeben 
war. (es folgen die Aktenzeichen solcher Verfahren)

Offenkundig gibt es aber auch erhebliche Mängel im In­
formationssystem des Klägers. Nur damit ist zu erklären, daß 
der Kläger im Sommer 1981 einen Bürger in Anspruch genom­
men hat, obwohl ihm bereits ein Jahr zuvor in einem ande­
ren Verfahren im Einspruch mitgeteilt worden war, daß die­
ser Bürger verstorben ist.

In einem anderen Verfahren wies die Kammer durch Be­
schluß den Einspruch des Verklagten wegen Fristversäumnis 
ab und stellte diese Entscheidung dem Kläger am 14. Oktober 
1981 zu. Damit endete dieser Prozeß zugunsten des Klägers. 
Trotzdem teilte der Kläger am 18. Januar 1982 — also reich­
lich ein Vierteljahr später — dem Gericht mit, daß, nachdem 
umfängliche Recherchen angestellt worden seien, die klä- 
gerische Forderung berechtigt sei. Hier wurde demnach ein 
Aufwand betrieben, der völlig nutzlos war.

Nicht selten wurden Bürger in Anspruch genommen, die 
außergerichtlich dem Kläger mitgeteilt hatten, daß sie re­
gelmäßig ihren Zahlungsverpflichtungen nachgekommen sind; 
im Termin stellte sich dann heraus, daß Bürger verwechselt 
worden sind, so daß Klagerücknahmen unumgänglich waren.

Dem Kläger wird aufgegeben, die aufgezeigten Gesetzes­
verletzungen unverzüglich auszuwerten. Er hat Maßnahmen 
einzuleiten, die gewährleisten, daß unter Beachtung der maß­
geblichen Rechtsvorschriften die Geldforderungen gegenüber 
den tatsächlichen Schuldnern beigetrieben werden. Der Klä­
ger muß seine Arbeitsweise so verändern, daß Arbeitszeit­
verluste vermieden und materielle und ideelle Schäden durch 
nicht gerechtfertigte Prozesse verhindert werden.

Anmerkung:
Die Gerichtskritik wurde im Leitungskollektiv des Betrie­
bes und mit dem Arbeitskollektiv, das für die Beitreibung 
von rückständigen Forderungen verantwortlich ist, ausgewer­
tet. Zur Verbesserung der Arbeit wurden folgende Maßnah­
men festgelegt:
— Werbung von Gebührenschuldnern für das Abbuchungs­

verfahren im Spargiroverkehr,
— Erweiterung des Stützpunkt-Nachinkassos,
— personelle Verstärkung des für die Beitreibung rückstän­

diger Forderungen zuständigen Arbeitskollektivs,
— zusätzliche Kontrollen vor Beantragung gerichtlicher Zah­

lungsaufforderungen,
— Übergang zur EDV-gerechten Forderungsüberwachung.

D. Red.

Strafrecht
§ 8 Abs. 1 und 2 StGB.
Läßt sich im Ergebnis nachbetrachtender Würdigung eines 
Handlungsablaufs und seiner Folgen feststellen, daß dem 
Täter bei umfassender Analyse aller irgend denkbaren Folgen 
seines Handelns auch die Möglichkeit des Eintritts straf­
rechtlich bedeutsamer Folgen hätte bewußt werden müssen, 
darf das nicht zu einer mechanischen Bejahung verantwor­
tungsloser Gleichgültigkeit führen.
OG, Urteil vom 22. Dezember 1982 - 5 OSK 10/81.

Am Abend des 2. Januar 1981 wollte der Angeklagte mit dem 
Personenzug von L. nach B. fahren. Als er vor Abfahrt des 
Zuges in der Bahnhofsgaststätte saß, kam der Zeuge und 
spätere Geschädigte F. vorbei und rief ihm scherzhaft zu; 
„Detscher Beuerscher“ (dummer Beuerscher). Daraufhin be- 
zeichnete der Angeklagte den Zeugen gleichfalls scherzhaft 
als „Steinbächer Osse" (Stembächer Ochse).

Kurz vor Abfahrt des Zuges nahm der Angeklagte im 
ersten Waggon Platz. Nach ihm bestieg der Zeuge ebenfalls 
diesen Waggon. Als er am Angeklagten vorbeiging, gab er


